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Mit einer langfristigen und sorgfälti-
gen Planung lassen sich bei der Weiter-
gabe von Arztpraxen sowohl Nerven 
als auch Geld sparen. Neben steuerli-
chen Aspekten werden nachfolgend 
auch wesentliche betriebswirtschaft-
liche Punkte dargestellt.

Aus steuerlichen Gesichtspunkten ist 
eine möglichst geringe Besteuerung 
des Veräußerungsgewinns wün-
schenswert, wobei auch der laufende 
Gewinn des Jahres darauf Einfluss hat. 
Bei Veräußerung oder Auflösung des 
Betriebs kommt es zur Besteuerung 
des (fiktiven) Veräußerungsgewinns 
der Ordination. Durch Verlagerung des 
Veräußerungszeitpunkts ins nächste 
Kalenderjahr können zumeist auf-
grund eines geringeren bzw. fehlen-
den laufenden Gewinns eine Senkung 

des Durchschnittsteuersatzes und 
somit Steuereinsparungspotential 
erzielt werden. Zusätzlich gibt es noch 
verschiedene Begünstigungen für den 
Veräußerungsgewinn, wie z.B. die Ver-
teilung über drei Jahre, den Freibetrag 
in Höhe von 7.300  € sowie die Halb-
satzbegünstigung. In der Praxis ist die 
Halbsatzbegünstigung oftmals die 
vorteilhafteste Begünstigung – der 
Veräußerungsgewinn wird dabei nur 
mit dem halben Jahresdurchschnitt-
steuersatz und somit jedenfalls mit 
weniger als 25% besteuert. Da die 
Höhe des Veräußerungsgewinns und 
des laufenden Gewinns darauf Ein-
fluss haben, ist eine Niedrighaltung 
des laufenden Gewinns anzustreben. 
Als Voraussetzung für die Halbsatz-
begünstigung muss der veräußernde 
Arzt jedoch das 60. Lebensjahr voll-
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gut – z.B. eine technische Anlage – zu-
sammen mit dem gesamten Betrieb 
bzw. dem entsprechenden Teilbetrieb 
auf den Nachfolger (entgeltlich oder 
unentgeltlich) übertragen, so läuft die 
Behaltefrist bei diesem weiter und der 
veräußernde Arzt entgeht der mögli-
chen Nachversteuerungspflicht.

Ähnlich wichtig wie die steuerliche 
Behandlung ist die Optimierung des 
Veräußerungspreises. Die Ermittlung 
des Kaufpreises für eine Ordination ist 
stark von der Bewertungsmethode ab-
hängig, welche innerhalb Österreichs 
teilweise unterschiedlich gehandhabt 
wird. Bei Ärzten mit Kassenverträgen 
spielen hier vor allem auch die jewei-
ligen Vergaberichtlinien eine große 
Rolle. Als Bewertungsmethoden wer-
den in der Praxis das Übergewinn-
verfahren und das ertragswertorien-
tierte Verfahren angewendet. Diese 
führen in der Regel zu Kaufpreisen in 
der Höhe von 20% bis 60% des Um-
satzes. Da viele Bewertungsverfahren 
von einem Durchschnitt der Umsät-
ze oder Erträge der letzten 3-5 Jahre 
ausgehen bzw. diese für die Zukunft 

endet haben und seine Erwerbstä-
tigkeit zur Gänze einstellen. Bereits 
ein Umsatz von 22.000  € oder ein 
Gewinn von 730 € aus einer anderen 
Erwerbstätigkeit sind für die Begüns-
tigung schädlich. Von Erfüllung jener 
Bedingung, welche auch für die Ver-
teilung über drei Jahre gilt, nämlich 
dass seit der Betriebseröffnung ein 
Zeitraum von 7 Jahren vergangen ist, 
wird in Fällen der Ordinationsweiter-
gabe regelmäßig auszugehen sein. Im 
Zusammenhang mit der Besteuerung 
des Veräußerungsgewinns sind unter 
Umständen auch früher in Anspruch 
genommene Freibeträge für inves-
tierte Gewinne zu berücksichtigen, 
da z.B. die vierjährige Behaltefrist für 
die entsprechenden vom Arzt erwor-
benen Wertpapiere noch nicht abge-
laufen ist. Werden die begünstigten 
Wirtschaftsgüter (z.B. entsprechende 
Wertpapiere) im Zuge der Ordinati-
onsweitergabe vor Ablauf der Behalte-
frist ins Privatvermögen entnommen, 
kommt es zur Nachversteuerung – der 
gewinnerhöhende Betrag ist dann Teil 
des Veräußerungsgewinns. Wird hin-
gegen das begünstigte Wirtschafts-

Steuerliche Tipps für die Ordinationsweitergabe von Ärzten
(Fortsetzung von Seite 1)

fortschreiben, sollte man bedenken, 
gerade in den letzten Jahren vor der 
Übergabe den Praxisbetrieb nicht 
herunterzufahren, da beispielsweise 
die Aufrechterhaltung des Patienten-
stocks einen wesentlichen Teil des 
Kaufpreises ausmachen kann.

Die Weitergabe einer Ordination 
macht oftmals Kündigungen not-
wendig. Zu berücksichtigende Kündi-
gungsfristen ergeben sich vor allem 
bei den Arbeitnehmern, aber auch in 
Bezug auf den eventuell bestehenden 
Mietvertrag oder bei Versicherungs-
verträgen. Die Kündigungsfristen aus 
Sicht des Arbeitgebers können je nach 
Dienstjahren zwischen sechs Wochen 
und fünf Monaten bei langgedienten 
Mitarbeitern betragen. Insbesondere 
sollte auch beachtet werden, dass für 
Mitarbeiter, welche vor dem 1.1.2003 
eingetreten sind, bei Kündigung eine 
Abfertigung in Höhe von bis zu einem 
Jahresgehalt zu zahlen ist. Somit sollte 
also ebenfalls die Liquiditätssituation 
ins Kalkül miteinbezogen werden.

Aufwendungen insgesamt glaubhaft 
gemacht werden kann (z.B. Kosten je 
täglicher Futterration). Ein belegmä-
ßiger Nachweis war nicht erforderlich. 
Derartige steuerliche Abzugsposten 
können sowohl bei selbständiger als 
auch bei nichtselbständiger Tätigkeit 
anfallen. Bei einer Tätigkeit im Rahmen 
eines Dienstverhältnisses ist eine Be-
stätigung des Arbeitgebers über die 
Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit 
von Ausgaben keine Voraussetzung 
für deren Abzugsfähigkeit. Sie stellt 
aber ein deutliches Indiz für die beruf-
liche Veranlassung dar und zwar auch 
dann, wenn der Dienstgeber die Kos-
ten nicht ersetzt. Erfolgt ein teilweiser 
Ersatz der Kosten, ist dieser selbstver-
ständlich bei der Geltendmachung der 
Ausgaben mindernd zur berücksichti-
gen.

Grundsätzlich gilt die Anschaffung 
und das Halten von Haustieren als 
privat veranlasst und ist damit steu-
erlich nicht zu berücksichtigen. In ge-
wissen Konstellationen kann jedoch 
der Hund nicht nur ein treuer Freund 
sein, sondern auch beim „Steuer-Spa-
ren“ helfen. Voraussetzung dafür ist 
die Notwendigkeit für die berufliche 
Tätigkeit. Im Falle einer Heilpädagogin 
hat der UFS (3.6.2009, RV/1210-W/09) 
die Kosten für ihre zwei ausgebilde-
ten Therapiehunde, welche die Steu-
erpflichtige zunächst im Rahmen der 
Behindertenbetreuung und danach 
zur Ausbildung von Pflegekräften zum 
Einsatz gebracht hat, steuerlich an-
erkannt. Abzugsfähig sind demnach 
die Kosten für Futter, Training, Tierarzt, 
usw. Hinsichtlich der Kosten für die 
Futtermittel hat der UFS es als aus-
reichend erachtet, dass die Höhe der 

Therapiehunde als steuerliche Ausgabe
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Fortsetzung auf Seite 4

großteils möglich gemacht wurde. 
Nur bei vereinzelten Organisationen 
ist die steuerliche Abzugsfähigkeit 
erst für ab einem späteren Zeitpunkt 
getätigte Spenden gegeben. Spenden 
an so genannte „Spenden sammelnde 
Organisationen“ (z.B. Licht ins Dunkel) 
sind auch begünstigt, insbesondere 
wenn die Geldmittel an die in der Liste 
angeführten Organisationen weiter-
geleitet werden.

Die mit der steuerlichen Abzugsfähig-
keit von Spenden primär angespro-
chene Gruppe von Steuerpflichtigen 
(natürliche Personen) kann erstmals 
für das Jahr 2009 bis zu 10% des Ge-
samtbetrags der Vorjahreseinkünf-
te als Sonderausgaben in Form von 
Spenden an die aufgelisteten Organi-
sationen geltend machen und damit 
mildtätige Zwecke wie z.B. die Be-
kämpfung von Armut und Not in Ent-
wicklungsländern unterstützen sowie 
auch die Katastrophenhilfe unterstüt-
zen. Für die Jahre 2009 und 2010 sind 
als Nachweis Erlagscheine, Kontoaus-
züge sowie auch Spendenbelege auf 
Verlagen vorzuweisen - die benötigten 
Informationen umfassen den Namen 
und die Adresse des Spenders, Bezeich-
nung und Anschrift der empfangen-
den Organisation sowie auch Datum 
und Spendenbetrag. Ab dem Jahr 2011 
wird die steuerliche Berücksichtigung 
gleichsam automatisiert, indem der 
Spenden empfangenden Organisation 

Am 31. Juli 2009 hat das BMF eine 
Liste mit derzeit über 270 Orga-
nisationen veröffentlicht, an die 
mit steuerlicher Begünstigung ge-
spendet werden kann. Die Liste, 
welche auf der Webseite des BMF  
(http://www.bmf.gv.at) in der Ru-
brik „Themen A-Z“ – „Absetzbare 
Spenden“ – „Liste der begünstigten 
Spendenempfänger“zu finden ist, 
stellt sicher, dass an die dort genann-
ten Organisationen getätigte Spen-
den als Betriebsausgabe bzw. als Son-
derausgabe geltend gemacht werden 
können. Das ebenso angeführte Da-
tum bzgl. des Beginns der Begünsti-
gung macht klar, dass die bereits in 
der Januarausgabe (in der KI 01/09 
finden sich auch Details über die An-
forderungen an die Organisationen 
zwecks Aufnahme in die Liste) ange-
kündigte, ab 1.1.2009 rückwirkende 
Spendenabzugsfähigkeit tatsächlich 

Begünstige Spendenempfängerliste veröffentlicht - Steuern sparen für ei-
nen guten Zweck

die Sozialversicherungsnummer mit-
geteilt wird und eine Weiterleitung an 
das Finanzamt erfolgt. Es ist allerdings 
zu berücksichtigen, dass bei Angabe 
der Sozialversicherungsnummer die 
getätigte Spende nur als Sonderaus-
gabe und nicht mehr (und somit auch 
nicht doppelt) als Betriebsausgabe be-
rücksichtigt werden kann.

Spenden als Betriebsausgaben kön-
nen entweder in Form von Geld- oder 
Sachzuwendungen erfolgen und dür-
fen insgesamt nicht mehr als 10% 
des Gewinns des unmittelbar voran-
gegangenen Wirtschaftsjahres über-
steigen. Diese Erweiterung der steu-
erlichen Geltendmachung hat keine 
Auswirkungen auf die schon länger 
bestehende Möglichkeit, Spenden im 
Rahmen der Katastrophenhilfe abzu-
setzen, sofern die Aufwendungen der 
Werbung dienen. Ebenso und nicht 
nur für Betriebsausgaben, sondern 
auch für Sonderausgaben geltend, 
ergeben sich keine nachteiligen Kon-
sequenzen für die „neue Spenden-
abzugsfähigkeit“, wenn (wie bisher) 
Spenden für Wissenschaft, Forschung 
und Erwachsenenbildung auf Hoch-
schulniveau sowie auch Spenden an 
bestimmte Institutionen wie z.B. die 
Österreichische Nationalbibliothek 
oder das Denkmalamt getätigt wer-
den, da dies keine Auswirkungen auf 
die 10%-Grenze hat.

Wann ist die auswärtige Berufsausbildung eines Kindes steuerlich ab-
zugsfähig?
Das Einkommensteuergesetz sieht 
vor, dass Aufwendungen für eine Be-
rufsausbildung eines Kindes außer-
halb des Wohnortes dann als außerge-
wöhnliche Belastung gelten, wenn im 
Einzugsbereich des Wohnortes keine 
entsprechende Ausbildungsmöglich-
keit besteht. Sind diese Voraussetzun-
gen erfüllt, wird die außergewöhnli-
che Belastung der Berufsausbildung 
durch Abzug eines Pauschalbetrages 
von 110  € pro Monat berücksichtigt. 
Der Pauschalbetrag soll Unterbrin-

gungskosten, höhere Fahrtkosten und 
Mehraufwendungen für Verköstigung 
abdecken.

Unter Berufsausbildung wird grund-
sätzlich jede Art einer Ausbildung zu 
einem Beruf verstanden. Eine zwei-
te Berufsausbildung ist von diesem 
Begriff - im Gegensatz zu Umschu-
lungsmaßnahmen des AMS – aller-
dings nicht umfasst. Voraussetzung 
ist weiters, dass ein ernsthaftes und 
zielstrebiges Bemühen erkennbar ist, 

das Ausbildungsziel zu erreichen. Ein 
solches Bemühen liegt laut Verwal-
tungspraxis dann vor, wenn mit einem 
erfolgreichen Abschluss innerhalb der 
doppelten festgelegten Studiendau-
er gerechnet werden kann.

Eine entsprechende Ausbildungsmög-
lichkeit im Einzugsbereich des Wohn-
ortes besteht laut Rechtsprechung 
bei Schulen und Universitäten dann, 
wenn ein gleichwertiger Abschluss 
möglich ist. Ist ein Zugang zur Ausbil-
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Steuerliche Geltendmachung von Betreuungskosten für behinderte Kin-
der ausgedehnt
Die steuerliche Berücksichtigung von 
Betreuungskosten im Zusammenhang 
mit behinderten Kindern wurde im Juli 
durch Beschluss im Nationalrat ausge-
dehnt. Rückwirkend ab 1.1.2009 kön-
nen Aufwendungen für die Betreuung 
behinderter Kinder in Höhe von 262 € 
monatlich zusätzlich zum Freibetrag 
für außergewöhnliche Belastungen 
bei Behinderung (§ 35 Abs. 3 EStG) 
geltend gemacht werden. Dies ist bis 
zur Vollendung des 16. Lebensjahres 
des Kindes möglich und bedingt die 
grundsätzlichen Anforderungen des 
Freibetrags (§ 35 Abs. 3 EStG), nämlich 
dass weder erhöhte Familienbeihil-
fe noch pflegebedingte Geldleistun-
gen (Pflegegeld) bezogen werden. 
Es erfolgt somit auch eine zeitliche 
Ausdehnung (bis 16), da Kinderbetreu-
ungskosten normalerweise nur bis zur 
Vollendung des 10. Lebensjahres als 
außergewöhnliche Belastung geltend 
gemacht werden können. Der Freibe-
trag ist von dem Grad der Behinde-
rung im Sinne einer Verminderung 
der Erwerbsfähigkeit abhängig und 
beläuft sich jährlich auf zwischen 75 € 

(bei Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um 25% bis 34%) und 726 € (ab 95%). 
Alternativ zum Freibetrag können die 
tatsächlich durch die Behinderung 
hervorgerufenen Mehraufwendun-
gen – gegebenenfalls um Pflegegeld 
gekürzt – als außergewöhnliche Be-
lastung (ohne Selbstbehalt) angesetzt 
werden.

Im Übrigen gilt wie bisher: Sofern er-
höhte Familienbeihilfe zusteht, kann 
ein der Neuregelung vergleichbarer 
Freibetrag von 262  € monatlich gel-
tend gemacht werden, wobei dann der 
Freibetrag gem. § 35 Abs. 3 EStG nicht 
in Anspruch genommen werden kann. 
Erhöhte Familienbeihilfe steht regel-
mäßig dann zu, wenn der Behinde-
rungsgrad zumindest 50% ausmacht 
und nicht nur vorübergehend (3 Jah-
reszeitraum) vorliegt. Wird neben der 
erhöhten Familienbeihilfe auch noch 
Pflegegeld bezogen, so verringert sich 
der vergleichbare Freibetrag von 262 € 
um den Pflegegeldbetrag.

dungsstätte am Wohnort jedoch nicht 
möglich, weil besondere Zugangs-
beschränkungen bestehen, steht der 
Pauschalbetrag zu.

Strittig ist der Begriff „Einzugsbereich 
des Wohnortes“. Grundsätzlich wird 
unter dem Einzugsbereich eine Entfer-

nung vom Wohnort von maximal 80 
km verstanden. Der Pauschalbetrag 
steht jedoch unabhängig von der Ent-
fernung auch dann zu wenn die tägli-
che Hin- und Rückfahrt zeitlich nicht 
zumutbar ist. 

Zuletzt hatte sich der UFS (UFS 8.1.2009, 

RV/3715-W/08) mit einem Schüleraus-
tauschprogramm in den USA zu be-
schäftigen. Die Schülerin absolvierte 
im Zuge dieses Programms einen spe-
ziellen Studienlehrgang u.A. mit dem 
Ziel, dadurch einen Vorteil für die Auf-
nahme eines Studiums an einer US-
amerikanischen Universität zu erlan-
gen. Das Finanzamt war der Ansicht, 
dass keine außergewöhnliche Belas-
tung vorliegt, da am Wohnort eine 
gleichartige Ausbildungsmöglichkeit 
vorhanden sei. Der UFS vertrat jedoch 
die Auffassung, dass der Besuch einer 
inländischen Schule mit verstärkter 
interkultureller und fremdsprachlicher 
Ausbildung dem Unterricht an einer 
amerikanischen High-School als nicht 
gleichwertig angesehen werden kann 
und bejahte daher die pauschale Be-
rücksichtigung der außergewöhnli-
chen Belastung.

Wann ist die auswärtige Berufsausbildung eines Kindes steuerlich ab-
zugsfähig? (Fortsetzung von Seite 3)


